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Preußiſche Geſetz ammlun 


(Nr. 13676.) Polizeiverordnung über den Bau und die Einrichtung von Waren⸗ und Geſchäftshäuſern. 
Vom 8. Dezember 1931. 


Auf Grund der SS 14, 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 77) wird im Benehmen mit dem Miniſter des Innern für den Umfang des Staats- 
gebiets folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


I. Allgemeine Veſtimmungen. 


8 1. 
Geltungsbereich. 

() Die nachſtehenden Beſtimmungen gelten unbeſchadet der allgemeinen baupolizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen für Warenhäuſer und für ſolche Gebäude, in denen ſich Verkaufsräume eines 
Geſchäfts des Einzelhandels über mehr als zwei Geſchoſſe erſtrecken (Geſchäftshäuſer) *). Nicht 
unter dieſe Beſtimmungen fallen diejenigen Waren- und Geſchäftshäuſer, deren Nutzfläche weniger 
als 1200 qm beträgt. Die Nutzfläche wird errechnet durch Zuſammenzählen der Flächen der Geſchoſſe 
und Geſchoßteile, in denen ſich Verkaufs- oder Arbeitnehmerräume (§ 2) befinden. 


(2) Von den allgemeinen baupolizeilichen Beſtimmungen treten für das Anwendungsgebiet 
dieſer Verordnung, ſoweit in ihr nicht ausdrücklich anderes beſtimmt iſt, diejenigen Vorſchriften 
außer Kraft, die mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen oder durch die gegenwärtigen Be- 
ſtimmungen überholt oder ſonſt gegenſtandslos werden. 


§ 2. 
Unterſcheidung der Räume. 
Es werden unterſchieden: 


a) Verkaufsräume: Dazu gehören alle für den Verkehr der Käufer beſtimmten 
Räume einſchließlich der Erfriſchungsräume für Käufer, der Kinderwarteräume 
ſowie einſchließlich der photographiſchen Ateliers, Friſeurräume; den Verkaufs- 
räumen ſind gleichzuſtellen die für die Käufer beſtimmten Treppen und Flure, Paket— 
ablagen, Fernſprechräume, Waſch⸗ und Aborträume, Fahrradräume u. dgl. 


b) Räume für Arbeitnehmer (Arbeitnehmerräume): Dazu gehören 
die Erfriſchungs- und ſonſtigen Wohlfahrtsräume für die Arbeitnehmer, die Küchen 
der Erfriſchungsräume für Käufer und Arbeitnehmer, die Treppen, Flure, Waſch— 
und Aborträume für Arbeitnehmer, die Büros, Schreibſtuben, Expeditions⸗ und 
Packräume, die Werkſtätten, in welchen Inſtandſetzungsarbeiten vorgenommen, 
Reklame- oder Ausſchmückungsanlagen bearbeitet werden, Fleiſcherei- und Bäckerei— 
räume, Schneider- und Konfektionsateliers u. dgl. 


e) Sonſtige Räume: Dazu gehören: Maſchinen- und Heizungsräume, Flure, 
ſoweit dieſe nicht etwa noch zu anderen Zwecken als zum Verkehr der Arbeitnehmer 
und zum Warentransport dienen, ferner Akkumulatoren- und Hochſpannungsräume, 
Triebwerksräume für Aufzüge u. dgl. 8 


*) Anmerkung. Für Geſchäftshäuſer, in deren Verkaufsräumen keine größere Mengen brenn⸗ 
barer Stoffe feilgehalten werden oder in denen kein ſtarker Menſchenandrang zu erwarten iſt, kann die 
Baupolizeibehörde von den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung Ausnahmen zulaſſen. Vgl. § 24 Abſ. 2. 
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II. Geſchäftliche Beſtimmungen. 
8 3. 


Baugenehmigung. 

Jede neue Anlage bedarf der Baugenehmigung. Desgleichen bedarf jede Anderung einer 
vorhandenen Anlage, auch wenn in der örtlichen Bauordnung für dieſe eine Baugenehmigung nicht 
vorgeſehen iſt, einer ſolchen, ſofern in den nachfolgenden Bauvorſchriften für den zu ändernden oder 
neu zu ſchaffenden Bauteil Beſtimmungen gegeben ſind. 


§ 4. 
Bauvorlagen. 

() In den Bauvorlagen iſt die Zweckbeſtimmung aller Räume anzugeben und auf Erfordern 
der Baupolizeibehörde ſchriftlich zu erläutern. 

(2) Aus den Zeichnungen müſſen, abgeſehen von den in den örtlichen Bauordnungen vor⸗ 
geſehenen Angaben, die Feuerlöſch- und Feuermeldeeinrichtungen, die Notbeleuchtungsanlage ſowie 
die Be- und Entlüftungsanlage erkennbar ſein. s 

(3) Dem Bauantrag iſt eine Berechnung der Ausgänge, der Treppen und der Nutzfläche 
beizufügen. 

(4) In die Grundriſſe der Geſchoſſe, die dem Verkehre der Käufer dienen ſollen, find die 
Breitenzahlen der Hauptverkehrswege einzutragen. Hierzu find Zeichnungen nicht unter 1: 100 
vorzulegen. 

(5) Die in Abſ. 1, 2 und 4 geforderten Angaben brauchen erſt nach Erteilung des Bauſcheins 
gemacht zu werden. Über ſie iſt ein Nachtragsgenehmigungsſchein auszuſtellen. 


§ 5. 
Abnahmen. 
Außer den in den örtlichen Bauordnungen vorgeſehenen Abnahmen bedürfen die Anderungen 
der Anlagen, für die in SS 3 und 4 Abſ. 5 eine Baugenehmigung vorgeſchrieben iſt, der Abnahme. 


§ 6. 
Ausnahmen und Befreiungen (Dispenſe). 

(1) Alle Bauvorſchriften (Abſchnitt III A) gelten als zwingende, ſoweit nicht eine Ausnahme 
ausdrücklich zugelaſſen iſt. Über letztere, insbeſondere über die Erleichterungen im Falle des § 24 
Abſ. 2, hat die Baupolizeibehörde zu befinden. Auch von den zwingenden Vorſchriften kann Be— 
freiung (Dispens) erteilt werden, aber nur dann, wenn die Durchführung der Vorſchrift im Einzel- 
fall zu einer nicht beabſichtigten Härte führen würde und die Abweichung von den Vorſchriften mit 
dem öffentlichen Intereſſe nicht unvereinbar iſt. 

(2) Zuſtändig für die Erteilung der Dispenſe iſt der Regierungspräſident (im Gebiet des Sied— 
lungsverbandes Ruhrkohlenbezirk der Verbandspräſident, in Berlin der Oberbürgermeiſter — 
Zentrale der Baupolizei —). 


III. Vauvorſchriften. 


A. Neue Anlagen.) 
§ 7. 
Zugänglichkeit der Grundſtücke und Lage der Gebäude. 
Waren- und Geſchäftshäuſer dürfen nur an Straßen errichtet werden, welche für die Fahr- 
zeuge der Ortsfeuerwehr ſicher befahrbar find, die ungehinderte Verwendung der Feuerwehrgerät- 
ſchaften ermöglichen und mit Waſſerleitungen ausreichenden Querſchnitts verſehen ſind. 


) Hierzu gehört auch die Einrichtung von Warenhaus- und Geſchäftsbetrieben von mehr als 
1200 qm Nutzfläche (§ 1) in beſtehenden Gebäuden oder die Erweiterung beſtehender Anlagen über dieſes 
Maß hinaus. . 
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§ 8. 
Ausnutzung der Geſchoſſe. 

() In Waren- und Gcſchäftshäuſern find höchſtens vier Geſchoſſe mit Verkaufsräumen 
zuläſſig; in Gebieten, in denen die Bauordnungen mehr als vier Vollgeſchoſſe zulaſſen, dürfen in 
Waren- und Geſchäftshäuſern höchſtens fünf Geſchoſſe als Verkaufsräume eingerichtet werden. Ges 
ſchoſſe, die im weſentlichen als Dachgärten ausgeſtattet find, rechnen in dieſem Sinne nicht als 
beſondere Geſchoſſe; dagegen werden ſie bei der Berechnung der Treppen- und Ausgangsbreiten als 
beſondere Geſchoſſe gezählt. Über dem vierten (oder fünften) Geſchoſſe find Verkaufs- und Arbeit⸗ 
nehmerräume, ſoweit ſie nach den Bauordnungen und nach dieſer Polizeiverordnung überhaupt 
zuläſſig ſind, nur dann zuzulaſſen, wenn ſie über mindeſtens eine Sicherheitstreppe (§ 15) verfügen 
und das Haus geſprinklert iſt. 

(2) An Dachgärten find bezüglich der Rettungswege die gleichen Anforderungen wie an 
Verkaufsräume zu ſtellen. 

() In Kellergeſchoſſen iſt die Einrichtung von Verkaufsräumen unzuläſſig; die den 
Verkaufsräumen gleichzuſtellenden Paketablagen, Fernſprecher-, Waſch- und Aborträume ſowie 
Arbeitnehmerräume dürfen nur untergebracht werden, ſofern fie ausreichend belichtet und aus⸗ 
reichend zu be- und entlüften ſind und für ſie mindeſtens eine Sicherheitstreppe (§ 15) verfügbar iſt. 
Dieſe Räume bleiben bei der Berechnung der zuläſſigen Geſchoßzahl unberückſichtigt. 

(4) Tiefkeller, d. h. Keller unter dem erſten Keller unter der Erdoberfläche, find nur für tech- 
niſche Anlagen und für die Lagerung von Warenvorräten zugelaſſen. Tiefkeller dürfen innerhalb 
des Gebäudes in keiner unmittelbaren Verbindung mit den darüberliegenden Kellern und Geſchoſſen 
ſtehen, auch nicht durch Aufzüge, feuerbeſtändige Türen, Warenrutſchen oder dergl. Eine mittelbare 
Verbindung durch entlüftbare Sicherheitsſchleuſen iſt zuläſſig. 


8.9. 
Durchfahrten und Höfe. 

(1) Ein- und Durchfahrten zu ſolchen Höfen, die nach den Bauordnungsvorſchriften erforder- 
lich ſind, müſſen eine Breite und Höhe von mindeſtens je 3,50 m und zwiſchen Radabweiſern und 
Bordſchwellen eine freie Sohlenbreite von mindeſtens 2,30 m haben; in einer Höhe von 25 em über 
der Sohle muß eine lichte Breite von 2,5 m voll vorhanden ſein. Soweit die Durchfahrten nicht als 
Ausgang für Käufer oder Arbeitnehmer in Frage kommen, genügen Abmeſſungen, die eine Be— 
nutzung für die Fahrzeuge der Feuerwehr geſtatten. Wenn in der Ausgangsbreitenberechnung be— 
rückſichtigte Ausgänge ($ 16 Abſ. 1) nach dem Hofe führen, jo müſſen die aus dieſen Höfen führenden 
Durch- und Zufahrten mindeſtens auf einer Seite mit einem Fußſteige von 80 em Breite verſehen ſein. 

(2) Bei Waren- und Geſchäftshäuſern mit mehr als 15 000 qm Nutzfläche ($ 1) iſt jeder nach 
der Bauordnung als befahrbar notwendige Hof, zu welchem Verkaufs- oder Arbeitnehmerräume Zu- 
gang haben, mit Ein- und Ausfahrt zu verſehen; Ein- und Ausfahrten ſollen ſich an möglichſt ent- 
fernt voneinander liegenden Stellen befinden. 

(3) Anbauten, Hofüberdachungen und dergl., ſofern ſie an Außenwänden mit Offnungen 
liegen, find bis auf 5 m vom Gebäude entfernt feuerbeſtändig herzuſtellen und an den Hausfronten 
mindeſtens 1 m breit begehbar abzudecken. Die begehbaren Teile find durch Treppen oder Leitern 
vom Hofe zugänglich zu machen. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Gerüſte an Außenaufzügen. 

(4) Das Parken von Kraftwagen auf den zu Waren- und Geſchäftshäuſern gehörenden Höfen 
iſt nur an den hierfür von der Baupolizei ausdrücklich vorgeſchriebenen Stellen zuläſſig. 


§ 10. 
Bauart einzelner Teile. 
() Alle Geſchoſſe ſind, ſoweit nicht ausdrücklich in dieſer Polizeiverordnung Ausnahmen 
zugelaſſen ſind, ohne Offnungen feuerbeſtändig voneinander zu trennen. 
(2) Die zur Standſicherheit und Tragfähigkeit erforderlichen Teile find feuerbeſtändig herzu— 
ſtellen. 
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(3) Höhenunterſchiede innerhalb der Verkehrswege in den Verkaufsräumen ſind, ſofern ſie 
weniger als drei Stufen betragen, durch Rampen auszugleichen, deren Steigung höchſtens 1:10 
betragen darf. f 

(4) Zwiſchen Unterkante Sturz eines Fenſters und Oberkante Fenſterbrüſtung des darüber— 
liegenden Geſchoſſes muß ſich ein mindeſtens 1 m breiter feuerbeſtändiger Streifen befinden. 

(5) Fenſterflächen in Obergeſchoſſen find derartig unterzuteilen, daß die einzelnen Scheiben 
höchſtens 2 qm groß ſind. In den Geſchoſſen über dem Erdgeſchoß iſt etwa ein Drittel der Fenſter 
jedes Arbeitnehmerraums mit leicht zu öffnenden Flügeln von mindeſtens 60 em Breite und 
1,60 m Höhe zu verſehen. 

(6) Zwiſchenwände zwiſchen Arbeitnehmerräumen ſowie zwiſchen Arbeitnehmerräumen und 
kleinen Lagerräumen für nicht leicht brennbare Gegenſtände müſſen mindeſtens feuerhemmend ſein. 
Die Unterteilung von Büroräumen darf auch in Holz und einfachem Glas erfolgen. 


§ 11. 
Brandabſchnitte. 

(1) Waren- und Geſchäftshäuſer von mehr als 2500 qm Nutzfläche in einem Geſchoſſe ſind 
in Brandabſchnitte einzuteilen, die durch Brandmauern in Abſtänden von 50 m zu trennen ſind. 
Offnungen zwiſchen den einzelnen Brandabſchnitten find zuläſſig; doch ſind Einrichtungen zu 
ſchaffen, die die Brandabſchnitte durch feuerbeſtändige Türen oder durch Stahlplattenrolläden im 
Abſtand von 50 m zu trennen vermögen. Die Offnungen müſſen in den Hauptverkehrswegen 
liegen und dürfen höchſtens 2,50 m breit und hoch ſein. 

(2) Lagerräume und Werkſtätten find in Brandabſchnitte von nicht über 800 qm, in Kellern 
nicht über 500 qm Größe zu teilen. 

(3) In Geſchäftsräumen von mehr als 1000 qm Nutzfläche kann an hierfür beſonders ge⸗ 
eigneten Stellen die Anbringung von Trennungsſtreifen (ſogenannte Feuerſchürzen), die 1 m bis 
unter die Decke herabreichen, gefordert werden. 


§ 12. 
Offene Verbindung zwiſchen den Geſchoſſen. 
(1) Läichthöfe: Räume die durch moi * mohroro Moichnfia voichan _ mia hama 
Lichthöfe, an, 
* Abend Offene Verbindung zwiſchen den Geſchoſſen. 
() Lichthöfe: Räume, die durch zwei oder mehrere Geſchoſſe reichen — wie überdeckte 
9 Won — 2 yrenyrermrer ee wma] ener KLCD rules 


abſchnitts nicht mehr als 5000 qm betragen; 
b) die Höhe der Lichthofwände darf die Breite nur um die Hälfte überſchreiten 
b 
(h b 2) | 

c) in der Decke des Lichthofs ift mindeſtens ein Rauchabzug anzulegen. Die Rauch— 
abzugsöffnung muß mindeſtens 5 % der Grundfläche groß und von geſicherter 
Stelle im Erdgeſchoß aus bedienbar ſein; ſie muß von den Lichthofwänden all— 
ſeitig mindeſtens 3 m entfernt fein; 

d) die Brüſtungen der Galerien in den mehrgefchoffigen Räumen find unverbrennlich 
auszuführen. Offnungen in ihnen ſind nur an den Freitreppenanſchlußſtellen 
zuläſſig; b 

e) offene Aufzüge *), Zwiſchentreppen und Rolltreppen ſind in oder an Lichthöfen 
zuläſſig. 

(2) Sonſtige Verbindungen zwiſchen Geſchoſſen, wie Warenrutſchen, Müllſchächte 
und dgl., ſind mit feuerbeſtändigen Wänden zu verſehen, desgleichen innere Verbindungstreppen, 
Fahrſchächte von Aufzügen und Rolltreppen, wenn fie ſich in Brandabſchnitten befinden, in denen 
keine Lichthöfe vorhanden ſind. Für die Zugangstüren zu Fahrſchächten von Aufzügen gilt § 6 
der Aufzugsverordnung. 


) Vgl. hierzu $ 5 II der Aufzugsverordnung. 


x 
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(3) Einzelne Räume bis zu 200 am Fläche dürfen unabhängig von vorſtehenden Be— 
ſtimmungen in offener Verbindung mit dem darüber oder darunter liegenden Geſchoſſe ſtehen, 
wenn dieſe Räume mit öffnungsloſen feuerbeſtändigen Wänden umgeben ſind und zwei feuer— 
beſtändige Treppen von je mindeſtens 1 m Breite oder eine feuerbeſtändige Treppe von 1,50 m 
Breite zur Verbindung der beiden Geſchoſſe vorhanden ſind. Es kommen hierbei in Frage Hand⸗ 
gepäckablagen, Fernſprechzellen und dgl., nicht aber Aborte und Waſchräume. 


§ 13. 
Ausgänge im Erdgeſchoß und Kellergeſchoß. 
Erdgeſchoß. 

(1) Aus dem Erdgeſchoſſe müſſen mindeſtens zwei Ausgänge auf die Straße oder auf einen 
Hof führen, der mit der Straße in geſicherter Verbindung ſteht. 

(2) Die Ausgänge müſſen ſo verteilt ſein, daß jeder Punkt des Erdgeſchoſſes höchſtens 25 m 
von einem Ausgange entfernt liegt. 

(3) Notwendige Ausgänge müſſen mindeſtens 1,50 m breit ſein und dürfen nicht durch 
Treppenhäuſer führen. 

(4) Nicht notwendige Ausgänge dürfen nur ſo in Treppenhäuſer münden, daß durch ſie der 
Abſtrom von der Treppe nicht behindert wird. 

(5) In Wänden, welche Durchgänge oder Durchfahrten von Geſchäftsräumen trennen, dürfen 
Fenſter oder andere Durchbrechungen nicht angelegt werden. Einzelne Türen ſind zuläſſig, 

a) wenn ſie feuerbeſtändig ausgeführt werden, 

b) wenn bei Aufſchlagen die vorgeſchriebene lichte Breite der Durchfahrt oder des 
Durchganges nicht vermindert wird, 

c) wenn die Durchfahrt an ihren Enden nicht oder nur durch Gittertore abge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

(6) Die Anlegung von Ausgängen in einen Hof iſt nur zuläſſig, wenn der Hof mit der Straße 
in geſicherter Verbindung ſteht. 

(7) Die Ausgangstüren müſſen nach außen aufſchlagen. Schiebetüren in Ausgängen ſind 
verboten. Türverſchlüſſe müſſen durch einen einzigen Griff in Höhe von etwa 1,50 m über dem 
Fußboden von innen leicht zu öffnen ſein. Kanten- und Schubriegel ſind verboten. 

(8) Drehtüren find als notwendige Ausgangstüren unzuläſſig. Sie dürfen jedoch im Erd⸗ 
geſchoß über die notwendigen Türen hinaus unter folgenden Vorausſetzungen eingebaut werden: 
a) ſie dürfen den Weg zu den notwendigen Ausgangstüren nicht behindern; 

b) ſie müſſen mit einem Griffe in ganzer Breite öffenbar eingerichtet ſein. 
Kellergeſchoß. 

(9) Für die Zahl, Entfernung und Breite der Ausgänge gelten die gleichen Vorſchriften wie 
für das Erdgeſchoß. Für die Breite der Ausgänge genügt ein Maß von 1,10 m. 

(10) Jeder Brandabſchnitt muß in ſich zwei jederzeit erreichbare feuerbeſtändig abgeſchloſſene 
Rettungswege haben. Dieſe müſſen unmittelbar ins Freie führen. Gemeinſam zwiſchen zwei 
Brandabſchnitten liegende Ausſtiegtreppen ins Freie ſind zuläſſig. 

(11) Liegen Kellerausgänge unmittelbar neben Geſchoßtreppen oder Eingangsfluren, ſo darf 
eine ſelbſtſchließende rauchdichte Tür für den Verkehr der Arbeitnehmer zwiſchen Keller und den 
darüber liegenden Geſchoſſen in der Zwiſchenwand ausgeführt werden. 


8 14. 
Hauptverkehrswege. a 
Wege, die in den Verkaufsräumen zu Treppenhäuſern und Ausgängen führen oder dem 
Hauptverkehre der Käufer dienen ſollen, müſſen mindeſtens 2 m breit ſein. In beſonders un— 
günſtigen Fällen kann die Baupolizei größere Gangbreiten fordern, 
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§ 15. 
Treppen. 

(1) Die notwendigen Treppen müſſen an Außenwänden liegen und unmittelbar ins Freie 
führen. 

(2) Treppenläufe für die Käufer dürfen nicht unter 1,5 m und, falls fie nicht durch Zwiſchen— 
teilung mit Handläufern verſehen werden, nicht über 2 m breit fein. Beiderſeits find Handläufer 
anzubringen. Treppenpodeſte dürfen breiter als 2 m ſein. Die Laufbreite der Treppen wird in 
Höhe des Handläufers gemeſſen. Wandhandläufer bleiben für das Breitenmaß außer Anſatz. 

(3) Das Steigungsverhältnis aller notwendigen Treppen darf nicht ſteiler ſein als 17/8 em. 
Die Stufen geſchwungener Treppen müſſen auch an der ſchmalſten Stelle noch eine Auftrittsbreite 
von mindeſtens 23 cm haben. 

(0 Von jedem Punkte eines Obergeſchoſſes müſſen zwei notwendige Treppen — davon eine 
in höchſtens 25 m Entfernung (gemeſſen bis zur Türmitte) — erreichbar ſein. 

(5) Die Treppenhaustüren find feuerbeſtändig auszuführen. Der Verſchluß muß leicht 
öffenbar ſein, Kanten- und Schubriegel ſind unzuläſſig. Feuerbeſtändige Verglaſung der Türen 
kann zugelaſſen werden, ſoweit fie erſt 0,80 m über Fußboden beginnt. 

(6) Treppenhäuſer ſind mit Vorrichtungen zu verſehen, die eine wirkſame Entlüftung ficher- 
ſtellen, von geficherter Stelle im Erdgeſchoß bedienbar und durch Aufſchrift an dieſen Stellen leicht 
auffindbar ſind. Dieſe Vorrichtung muß die Entqualmung nicht nur an der Decke des Treppen⸗ 
hauſes, ſondern in der Regel auch in jeder Geſchoßhöhe durch Offnen von Fenſtern ermöglichen. 
Die Rauchabzugsfläche an der Decke muß mindeſtens 5 J der Treppenhausgrundfläche betragen. 

(7) Verſchläge unter Treppen find verboten. 

Sicherheitstreppen. 

(8) Für alle Geſchoſſe, die infolge ihrer Höhenlage mit den Leitern der Feuerwehr nicht er— 
reichbar ſind, ſind außer den notwendigen Treppen Sicherheitstreppen anzulegen. Das gleiche gilt 
für Kellergeſchoſſe, die keine unmittelbar ins Freie führenden Fenſter beſitzen. 

(9) Sicherheitstreppen müſſen hinſichtlich ihrer Bauart und Lage ſo beſchaffen ſein, daß 
ſie im Falle eines Brandes von Feuer und Rauch nicht beeinträchtigt werden können. 


§ 16. 


Berechnung der Ausgangstüren, Treppen und Flure. 
Türen. 


(1) Die Breite der für die Entleerung erforderlichen Türen wird zwiſchen den geöffneten Tür- 
flügeln gemeſſen. Ausgänge nach Höfen zählen bei Berechnung der Ausgangsbreiten nur mit, 
wenn der betreffende Hof entweder eine Zu- oder Durchfahrt von mindeſtens 4 m Breite oder zwei 
Durchfahrten oder Zufahrten von je mindeſtens 3,5 m Breite auſweiſt. Jeder in der Berechnung 
der Ausgangsbreiten berückſichtigte Ausgang muß mindeſtens 1 m breit fein. 7 

(2) Die Geſamtbreite der für die Entleerung erforderlichen Türen im Erdgeſchoß wird derart 
ermittelt, daß auf jede angefangenen 100 qm Grundfläche 30 em lichte Weite entfallen. In den 
Obergeſchoſſen muß die Türbreite mindeſtens gleich der Treppenlaufbreite ſein. 


Treppen. 


(3) Die Laufbreite der Treppen muß betragen, 


falls 1 Obergeſchoß an der Treppe lieggn t 1 
„ 2 Obergeſchoſſe an der Treppe liegen . n. 60 m, 
1 5 1 CCC 
ia 7 77 75 eee a edel 1,80. 


Die Baupolizeibehörde kann zulaſſen, daß die Laufbreite der einzelnen Treppen unter Vermehrung 
der Treppenzahl bis auf 1,50 m herabgeſetzt wird, ſofern die nach obiger Berechnung erforderliche 
Geſamtbreite aller Treppen vorhanden iſt. a 5 
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(4) Für die Arbeitnehmerräume genügen Treppen von je mindeſtens 1,20 m Breite, falls 
nicht mehr als etwa 200 Perſonen auf die Treppen zuſammen angewieſen ſind. Bei einer 
größeren Zahl als 200 tritt Berechnung nach Abſ. 3 ein. 

6) Für Kellergeſchoßtreppen find für jede angefangenen 100 qm Grundfläche, wenn in den 
Kellergeſchoſſen Räume der im § 8 Abſ. 3 erwähnten Art liegen, 20 em Treppenbreite anzuſetzen. 

(6) Nicht notwendige Treppen bleiben bei Berechnung der Treppen außer Betracht. 

Flure. 

(7) Die nach den Treppen führenden Flure unterliegen den gleichen Beſtimmungen wie die 

Treppen. 
§ 17. 
Schaufenſter. 

(). An oder in den Ausgängen liegende Schaufenſter ſind gegen die Verkaufsräume feuer⸗ 
beſtändig zu trennen. J 
5 (2) Wenn in Schaufenſtern leicht brennbare Stoffe ausgelegt und die Schaufenſter gegen 

die Verkaufsräume abgeſchloſſen werden, ſo muß der Abſchluß feuerbeſtändig erfolgen; im übrigen 
iſt ein Abſchluß gegen die Verkaufsräume jo auszuführen, daß eine ausreichende Be- und Ent— 
lüftung und ausreichende Belichtung dieſer Räume ſichergeſtellt iſt. 

(3) Schaufenſter, die durch zwei Geſchoſſe reichen, find in einem Geſchoſſe feuerbeſtändig gegen 
die übrigen Räume abzuſchließen. 

§ 18. 
Licht⸗ und Kraftanlagen. 
Elektriſche Anlagen. 

(1) Ein Schaltungsſchema für die elektriſchen Licht- und Kraftanlagen iſt in unmittelbarer 
Nähe der Hauptſchalttafel deutlich ſichtbar unterzubringen. Der Zugang zur Hauptſchalttafel darf 
bei Feuer oder Verqualmung in anderen Räumen des Hauſes nicht gefährdet ſein. Er muß auf 
kürzeſtem Wege von außen jederzeit geſichert erreichbar ſein. Die elektriſchen Zuleitungen für 
Aufzüge dürfen nur vom Triebwerk aus unmittelbar abſchaltbar ſein. 5 

(2) Freihängende Beleuchtungskörper müſſen ſorgfältig und, wenn ſie ſchwer ſind oder ſo 
hoch hängen, daß ſie nicht ohne Hilfsmittel erreichbar ſind, wie z. B. die großen Beleuchtungskörper 
in Lichthöfen, an unverbrennlichen Bauteilen doppelt befeſtigt ſein, von denen die eine Befeſtigung 
unverbrennlich ſein muß. Stromleitungen dürfen nicht zum Aufhängen benutzt werden. Die in 
Verkehrswegen der Käufer und der Arbeitnehmer befindlichen Beleuchtungskörper müſſen mit ihren 
Unterkanten mindeſtens 2 m hoch liegen. 

(3) Die Anlage von Umformern mit Olſchaltern und ſonſtigen größeren Olbehältern, z. B. für 
Dieſelmotore unter Waren- und Geſchäftshäuſern, iſt unzuläſſig. Derartige Anlagen dürfen nur 
in beſonderen, vom Hofe aus unmittelbar zugänglichen Räumen auf oder unter dem Hofe errichtet 
werden. a 

( Proviſoriſche Starkſtromanlagen ſind nur mit Zuſtimmung der Baupolizeibehörde zuläſſig. 
Sie ſind in der Regel in gleicher Weiſe geſichert auszuführen wie endgültige Anlagen. 


Gas. 

(6) Gas darf zu Beleuchtungszwecken nicht verwendet werden. 

(6) Jeder Gasbrenner muß einen eigenen Abſperrhahn haben. Bewegliche Gasarme und 
Schlauchanſchlüſſe ſind unzuläſſig. 

(7) Ein Abſperrverſchluß muß die jederzeitige Abſperrung der Geſamtgasleitung ermöglichen; 
er iſt von der Straße aus leicht auffindbar anzulegen und außen kenntlich zu machen. 

(8) Gasmeſſer dürfen nur in Räumen aufgeſtellt werden, die ausreichend hell und nach außen 
entlüftbar find. Hinter dem Gasmeſſer auf dem Grundſtück iſt ein Abſperrhahn anzulegen, welcher 
auch bei Feuer ſtets ungefährdet erreichbar iſt. 
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Notbeleuchtung. 

(9) Die Verkaufs-, Arbeits- und Wohlfahrtsräume für die Arbeitnehmer find mit einer Not⸗ 
beleuchtungsanlage in ausreichender Lichtſtärke zu verſehen, die beim Verſagen der Hauptbeleuchtung 
ein ſicheres Zurechtfinden in ſämtlichen Räumen, vor allem in den Pückzugswegen, gewährleiſtet. 
An den Kreuzungspunkten der Hauptverkehrswege iſt auf die Ausgangstüren und die Treppen- 
häuſer durch beleuchtete Schriften beſonders hinzuweiſen. Derartige beleuchtete Schriften ſind an 
die Haupt- und Notbeleuchtung anzuſchließen. 

(10) Die Ausgänge und Türen zu Treppenhäuſern ſind durch Leuchtſchriften, die an die Not⸗ 
beleuchtung angeſchloſſen find, beſonders kenntlich zu machen. Alle Lampen, die an die Not- 
beleuchtung angeſchloſſen ſind, ſind durch rote Farbſtreifen an der Faſſung kenntlich zu machen. 

(11) Die Notbeleuchtung muß völlig unabhängig von der Hauptbeleuchtung fein. Für fie 
ſind mindeſtens zwei Stromkreiſe derart anzulegen, daß auch beim Verſagen eines Stromkreiſes 
der Notbeleuchtung die Lampen des zweiten Stromkreiſes noch als Wegweiſer genügen. 

(12) Die Kraftquellen und die Schaltanlage der Haupt- und Notbeleuchtung müſſen feuer- 
beſtändig und getrennt voneinander untergebracht werden. Die Kabel beider Leitungen dürfen 
nicht zuſammenliegen. i 

(43) Als Stromquellen für die Notbeleuchtung können Verwendung finden: 

a) eine Zentralbatterie — Aufſtellung in einem feuerbeſtändig abgeſchloſſenen Raume. 
Die Zuleitungen der einzelnen Stromkreiſe ſind voneinander unabhängig bis zur 
Batterie zu führen, ſo daß jeder Stromkreis einen Teil der Batterie als beſondere 
Stromquelle erhält — oder 

b) eine öffentliche Stromlieferungszentrale, ſofern ihr Leitungsnetz unabhängig von 
der Zentrale der allgemeinen Beleuchtung iſt. N 


§ 19. 
. Heizung. 

() Es iſt Zentralheizung anzulegen. Umluftheizung iſt — außer für die Portale — 
unzuläſſig. a 

(2) Die Aufſtellung von Feuerſtätten mit offener Feuerung in Verkaufs- und Arbeitnehmer⸗ 
räumen iſt verboten. 

(3) In Büroräumen können, falls ſie von den übrigen Räumen feuerbeſtändig getrennt 
ſind, ausnahmsweiſe Gasöfen, Kachelöfen oder eiſerne Dauerbrenner auf Antrag von der Bau— 
polizeibehörde zugelaſſen werden. Vor eiſernen Öfen find ſtarke, unverrückbare Ofenſchirme an- 
zubringen. Die Rohrverbindungen mit dem Schornſteine ſind feuerbeſtändig herzuſtellen. 

(4) Elektriſche Heizvorrichtungen müſſen unverrückbar auf feuerbeſtändigen Unterlagen ftehen. 

(5) Heizkörper und Rohrleitungen, mit deren Erwärmung auf mehr als 100 Grad zu 
rechnen iſt, ſind dort, wo Berührung mit leicht brennbaren Stoffen möglich iſt, mit Drahtgeflecht 
oder dergl. ſo zu umgeben, daß die Berührung mit Gegenſtänden nicht möglich iſt. Die Reinigungs- 
möglichkeit der Heizkörper und Rohre darf durch derartige Schutzmittel nicht beeinträchtigt werden. 

(6) Die Räume, in welchen Zentralheizungsanlagen und die zugehörigen Brennſtoffe unter- 
gebracht ſind, müſſen feuerbeſtändige Wände und Decken erhalten. Sie ſind mit dauernd aus— 
reichender Entlüftung zu verſehen. Für das Bedienungsperſonal müſſen zwei voneinander 
unabhängige Rettungswege verfügbar ſein. 


§ 20. 
Be⸗ und Entlüftung. 


(1) Alle Verkaufs- und Arbeitnehmerräume ſind, falls fie nicht ausreichend durch Fenſter 
natürliche Lüftung erhalten können, mit künſtlicher Be- und Entlüftung zu verſehen. 

(2) Abgeſehen von den in Treppenhäuſern, Lichthöfen, Hallen uſw. zu fordernden Rauch— 
abzugsöffnungen können für Räume, aus denen die Qualmbeſeitigung im Brandfall beſondere 
Schwierigkeiten macht, wie z. B. für Kellerräume, welche keine oder unzureichende Fenſter haben, 
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von der Baupolizeibehörde unverbrennliche Rauchabzugsſchächte oder Kanäle gefordert werden, 
deren Saugekraft gegebenenfalls durch mechaniſche Einrichtungen zu erhöhen und nachzuweiſen iſt. 

(3) Für Räume, in welchen mit Anſammlung brennbarer oder geſundheitsſchädlicher Gaſe 
zu rechnen iſt, ſind, auch wenn für derartige Räume Sondervorſchriften nicht vorhanden ſind, 
natürliche oder künſtliche Lüftungsmöglichkeiten zu ſchaffen. Die Entlüftungskanäle dieſer Räume 
dürfen keine Verbindung mit anderen Räumen oder deren Entlüftungskanälen beſitzen. 


§ 21. 
Feuerlöſcheinrichtungen. 


(1) Jedes Waren- oder Geſchäftshaus muß eine Einrichtung haben, die jederzeit eine 
unmittelbare Benachrichtigung der Ortsfeuerwehr gewährleiſtet. 

(2) Außerdem iſt in Waren- und Geſchäftshäuſern von mehr als 10 000 am Nutzfläche (8 1) 
eine Innenmeldeanlage und eine Alarmvorrichtung anzulegen. 

(3) In jedem Waren- oder Geſchäftshauſe ſind in ausreichender Zahl Innenhydranten, die 
mit Schlauch und Strahlrohr ausgerüſtet ſind, anzulegen. Außerdem iſt auf die Räume verteilt 
kleines Löſchgerät in ausreichender Zahl zu halten. 


§ 22. 
Werbezeichen. 

(1) Die Genehmigungspflicht der Werbezeichen richtet ſich nach den örtlichen baupolizeilichen 
Vorſchriften. 

(2) Die zu Werbungszwecken benutzten Stoffe ſind, auch wenn ſie nur aus beſonderen An— 
läſſen, wie Ausverkäuſen uſw., angebracht ſind, feuerhemmend zu imprägnieren. Sie dürfen die 
Fenſterflächen nicht weſentlich verdecken. 

§ 23. 
Wohnungen und fremde Betriebe in Waren- oder Geſchäftshäuſern. 

(i) Wohnungen in beſchränkter Zahl für Aufſichtsperſonal ſind zuläſſig, wenn folgende 
Vorausſetzungen erfüllt ſind: 

a) die Wohnungen müſſen mindeſtens zwei Rettungswege haben, von denen einer von 
den Räumen des Waren- oder Geſchäftshauſes feuerbeſtändig abgeſchloſſen iſt; 

b) die Wohnungen müſſen Fenſter haben, die von der Straße oder Höfen aus mit den 
Leitern der Feuerwehr erreichbar ſind; 

e) liegen die Wohnungen in gleicher Höhe wie die Räume des Waren oder Geſchäfts⸗ 
hauſes, ſo ſind ſie von letzteren durch Brandmauern zu trennen. 

(2) Bei der Einrichtung von Wohnungen und Betriebsſtätten fremder Betriebe auf Waren⸗ 
und Geſchäftshausgrundſtücken ſind die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen von der Baupolizei⸗ 
behörde vorzuſchreiben. 

§ 24. 
Erleichterungen. 

(4) Erleichterungen für Häuſer mit ſelbſttätiger Berieſelung 
(Sprinkler). Bei Einrichtung einer von der Behörde anerkannten ſelbſttätigen Berieſelungs⸗ 
(Sprinkler-) Anlage iſt es zuläſſig, daß 

a) die Zahl der Geſchoſſe für Verkaufsräume (§ 8 Abſ. 1) in Gebieten, in denen die 
Bauordnungen dieſe Geſchoßzahl zulaſſen, auf ſechs erhöht wird; alsdann iſt die 
Laufbreite der Treppen ($ 16 Abſ. 3) um 10 em für jedes Geſchoß zu erhöhen, 

b) die Breite der Feuerſchutzſtreifen ($ 10 Abſ. 4) herabgeſetzt wird, 

e) die Entfernung der Brandmauern in den Brandabſchnitten ($ 11 Abſ. 1) auf 
150 m erhöht wird, 

d) das Maß der offen zuſammenhängenden Geſchoßflächen (§ 12 Abſ. 1) auf 15 000 qm 
erhöht wird, 
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e) die Treppenhaustüren feuerhemmend ſtatt feuerbeſtändig (§ 15 Abſ. 5) ausgeführt 
werden, ; 

) von der Anlage von Innenhydranten ($ 21 Abſ. 3) abgeſehen wird, ſofern trockene 
Steigerohre und Schlauchkäſten in genügender Zahl bereitgehalten werden. 


Die ſelbſttätige Berieſelung muß ſich auf das ganze Warenhaus erſtrecken mit Ausnahme 
folgender Räume: Treppen, Ausgänge, Aufzugsſchächte, Waſch- und Aborträume, Maſchinenräume 
ſowie Verkaufsräume, in denen keine leicht brennbaren Stoffe gelagert werden (z. B. Räume zum 
Verkauf von Lebensmitteln, Glas oder Porzellan). 


(2) Sonſtige Erleichterungen: Für Geſchäftshäuſer des Einzelhandels, bei denen 
weder ſtärkerer Menſchenandrang noch Anhäufung größerer Mengen leicht brennbarer Stoffe zu 
erwarten iſt, können Erleichterungen zugeſtanden werden. 


B. Beſtehende Anlagen. 


§ 25. 
Waren- und Geſchäftshäuſer, die beim Inkrafttreten dieſer Polizeiverordnung vorhanden 
ſind, unterliegen folgenden Beſtimmungen: 

a) Erneuerungen, Veränderungen, Ergänzungen und Umbauten ſind nach den An— 
forderungen an neue Anlagen (Abſchnitt A) auszuführen. Abweichungen kann die 
Baupolizeibehörde zulaſſen. 

Sind die Erneuerungen, Veränderungen, Ergänzungen oder Umbauten erheblicher 

Art, kann die Baupolizeibehörde fordern, daß auch die von dem Bauvorhaben nicht 

berührten Teile des Waren- oder Geſchäftshauſes, ſoweit ſie den Anforderungen 

des Abſchnitts A nicht entſprechen, mit dieſen in Übereinſtimmung gebracht werden. 

c) Auch unabhängig von den Vorausſetzungen unter a und b kann die Baupolizei⸗ 
behörde verlangen, daß beſtehende Anlagen mit den Anforderungen des Abſchnitts A 
in Übereinſtimmung gebracht werden, ſofern dieſe Maßnahmen zur Beſeitigung 
einer Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung oder zur Abwehr einer 
im einzelnen Falle bevorſtehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
erforderlich find (P. V. G. $ 41). 


b 


— 


IV. Sondervorſchriften. 


§ 26. 
Hausfeuerwehr. 


(1) Für jedes Waren- oder Geſchäftshaus muß während der Betriebsſtunden eine im Ver— 
hältnis zur Zahl der in den Verkaufsräumen tätigen Arbeitnehmer ſtehende Hausfeuerwehr auf 
dem Grundſtück anweſend fein. 

(2) Die Hausfeuerwehr ſetzt ſich zuſammen aus: 

a) uniformierten mit dem Feuerſchutzdienſte beauftragten Feuerwehrleuten. Dieſe 
müſſen von der Ortsfeuerwehr ſchriftlich als genügend im Feuerſchutzdienſt aus— 
gebildet und zum Feuerſchutzdienſt geeignet anerkannt ſein. In Häuſern mit über 
1000 Arbeitnehmern ſollen ſie im allgemeinen ausſchließlich im Feuerſchutzdienſt 
beſchäftigt werden; 

b) nicht uniformierten ſonſtigen Arbeitnehmern des Hauſes, welche als Hilfsfeuerwehr— 
leute durch wiederholte Übungen und Unterweiſung von den Feuerwehrleuten zu 
ſchulen ſind. Hilfsfeuerwehrleute dürfen nicht aus der Zahl der Arbeitnehmer 
genommen werden, die bei der Bedienung der Waſſer- und Gasverſorgungsvorrich— 
tungen oder der elektriſchen Licht- oder Kraftanlagen unabkömmlich find. 

(3) Mindeſtens einmal im Jahre iſt die Ortsfeuerwehr von beabſichtigten Übungen recht— 
zeitig zu benachrichtigen. 
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(4) Die Baupolizeibehörde ſetzt die Zahl der Feuerwehrleute und Hilfsfeuerwehrleute im 
Benehmen mit der Ortsfeuerwehr feſt. Im allgemeinen find bei Häuſern von 500 bis 1000 Arbeit—⸗ 
nehmern 2 Feuerwehrleute und 10 Hilfsfeuerwehrleute zu rechnen. Für jedes weitere 1000 Arbeit- 
nehmer ſollen dabei 2 weitere Feuerwehrleute in Anſatz gebracht werden. Hinſichtlich der Hilfs⸗ 
feuerwehrleute genügt es bei Häuſern von mehr als 1000 Arbeitnehmern, wenn ihre Zahl im 
ganzen 20 beträgt. 

(5) Bei Waren- und Geſchäftshäuſern mit weniger als 500 Arbeitnehmern genügen 1 Feuer⸗ 
wehrmann und 10 Hilfsfeuerwehrleute. 

(6) Bei Häuſern mit weniger als 250 Arbeitnehmern genügt es, wenn 10 Arbeitnehmer 
als Hilfsfeuerwehrleute ausgebildet ſind, ſofern von dieſen 1 Arbeitnehmer als geeignet zum 
Feuerſchutzdienſt von der Ortsfeuerwehr ſchriftlich anerkannt iſt. 


(7) Bei Feſtſetzung der Stärke der Hausfeuerwehr im Verhältnis zur Zahl der Arbeitnehmer 
ſind nur die Arbeitnehmer zugrunde zu legen, die in den Verkaufsräumen tätig ſind. 


(8) Die Hausfeuerwehr muß während des Betriebs im allgemeinen in voller Stärke anweſend 
ſein. Bei vorübergehender Abweſenheit zum Zwecke des Einnehmens der Mahlzeiten muß dafür 
geſorgt werden, daß während dieſer Zeit mindeſtens die Hälfte der vorgeſchriebenen Zahl von 
Feuerwehrleuten im Hauſe anweſend iſt. In Häuſern, in denen mehr als ein uniformierter 
Feuerwehrmann vorgeſchrieben iſt, darf hierbei auch von den uniformierten Feuerwehrleuten 
im Höchſtfall die Hälfte vorübergehend abweſend ſein. 

(9) Im Erdgeſchoß iſt an einem jederzeit für die Ortsfeuerwehr erreichbaren Raume ein 
ſtändig beleuchteter Grundriß auszuhängen im Maßſtab von mindeſtens 1: 250 der natürlichen 
Größe, aus welchem die Lage der Hydranten auf dem Grundſtücke, die Lage der Steigerohre mit 
Angabe der lichten Weiten, die Treppen und Brandmauern leicht und deutlich zu erſehen ſind. 


(10) Für jedes Waren- oder Geſchäftshaus iſt im Einvernehmen mit der Ortsfeuerwehr eine 
Hausfeuerlöſchordnung aufzuſtellen. Mehrere Abdrucke von ihr find in den Verkaufs- und Arbeit 
nehmerräumen auszuhängen, z. B. auch in den Treppenhäuſern und in den Erfriſchungsräumen. 
Jedem Angeſtellten iſt bei Einſtellung ein Abdruck auszuhändigen. 


§ 27. 
Rauchverbot. 

(1) Das Rauchen oder das Mitnehmen brennender Zigarren, Pfeifen oder Zigaretten und 
das Anzünden von Streichhölzern oder Taſchenfeuerzeug iſt in Waren- und Geſchäftshäuſern 
verboten. 

(2) Ausnahmen können auf Widerruf von der Baupolizeibehörde für Zigarren- und Friſeur⸗ 
läden im Erdgeſchoß zugelaſſen werden, wenn ſie unmittelbar von der Straße aus zugänglich und 
feuerbeſtändig eingebaut ſind. 

(2) Das Rauchverbot iſt durch deutliche und dauerhafte Anſchrift an allen Zugängen und 
an den von der Baupolizeibehörde weiterhin angegebenen Stellen jedermann erſichtlich zu machen. 
In den Räumen, in denen das Rauchen ausdrücklich zugelaſſen iſt, ſind an den Zugängen zu 
den Räumen, für die das Rauchverbot gilt, Einrichtungen und Anordnungen für Ablegen und 
Ablöſchen der Zigarren uſw. zu treffen. 

§ 28. 
Verwendung von Räumen für beſondere Zwecke. 

Größere Dekorationseinbauten für beſondere Veranſtaltungen, wie Modenſchauen, Weih- 
nachtsausſtellungen, bedürfen beſonderer Genehmigung der Baupolizei. Die Genehmigung kann 
auf eine Reihe von Jahren erteilt werden. 


§ 29. 
Inſtandſetzungsarbeiten und Umbauten während des Betriebs. 


() Werden für Inſtandſetzungsarbeiten Löt-, Schweiß- oder Schmiedefeuer oder die vor— 
übergehende Aufſtellung nicht funkenſicherer Motore oder dergl. erforderlich, ſo ſind vorher — ins⸗ 
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beſondere auch auf den Höfen — alle brennbaren Gegenſtände auf mindeſtens 5 m Entfernung 
zu beſeitigen oder entſprechend zu ſchützen. 

(2) Durch Um- oder Erweiterungsbauten dürfen Rettungswege, Verkehrswege im Innern 
und Außern, insbeſondere Hofflächen und Durchfahrten, nur inſoweit in Anſpruch genommen 
werden, als ausreichender Erſatz für die Dauer der Bauarbeiten vorher der Baupolizeibehörde 
nachgewieſen wird. 

(3) Bei Bauarbeiten kann ein die Feuerübertragung verhindernder Abſchluß der e 
gegen das Waren-(Geſchäfts-)haus gefordert werden. 


V. Strafvorſchriften. 
§ 30. 

() Für jeden Fall der Nichtbefolgung der Vorſchriften der §8 3 bis 5, 26 bis 29 wird, ſoweit 
nicht Strafbeſtimmungen Anwendung finden, hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes bis zu 
150 AM, im Nichtbeitreibungsfall die Feſtſetzung von Zwangshaft bis zu zwei Wochen angedroht. 

(2) Daneben bleibt die Baupolizeibehörde befugt, gemäß § 41 des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
vom 1. Juni 1931 vorzugehen. 

(3) Unberührt bleibt die Befugnis der zuſtändigen Behörden, im Wege polizeilicher Ver⸗ 
fügungen für einzelne Waren- und Geſchäftshäuſer nach SS 120 a—d und 139 g der Reichs- 
gewerbeordnung weitergehende Anordnungen zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter zu treffen. 


Berlin, den 8. Dezember 1931. 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter des Innern 
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Hirtſiefer 
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